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ununterbrochener Anwesenheit des Gerichts in unveränder­
ter Besetzung während der Beweisaufnahme durchgesetzt 
werden müssen.8 So ergibt sich beispielsweise aus dem 
Grundsatz der Unmittelbarkeit der Beweisaufnahme, daß 
Aussagen des Angeklagten, der Zeugen und des Kollektiv­
vertreters im Regelfall nur dann die Grundlage der gericht­
lichen Beweiswürdigung bilden dürfen, wenn sie in der 
Hauptverhandlung mündlich vorgetragen werden. Nur in 
den vom Gesetz vorgesehenen Ausnahmefällen (§§ 224 Abs. 2, 
225 Abs. 3 StPO) können unter den exakt geregelten Vor­
aussetzungen (§§ 224 Abs. 2 bzw. 225 Abs. 1 Ziff. 1, 2 und 3 
Abs. 2 sowie Abs. 4) frühere Aussagen des Angeklagten bzw. 
Zeugen durch Verlesen des Vernehmungsprotokolls bzw. 
Wiedergabe einer von der früheren Vernehmung gefertigten 
Schallaufzeichung zum Gegenstand der Beweisaufnahme ge­
macht werden. Sie gehören dann zu den Grundlagen der Be­
weiswürdigung des Gerichts. Das bedeutet beispielsweise, 
daß verlesene frühere Aussagen des Angeklagten nicht etwa 
voraussetzungslos an die Stelle seiner in der Beweisaufnahme 
gemachten anderen Aussagen treten. Das Gericht hat hier die 
auftretenden Widersprüche in zusammenhängender Würdi­
gung sämtlicher in der Beweisaufnahme getroffenen Fest­
stellungen zu klären. Diese strafverfahrensrechtlichen Be­
stimmungen zur Art und Weise der Beweisaufnahme machen 
deutlich, daß die jedem Urteil zugrunde liegende Beweis­
würdigung des Gerichts ausschließlich auf der Grundlage der 
in eigener Anschauung in der Beweisaufnahme getroffenen 
Feststellungen erfolgt.

Damit unterscheidet sie sich von jeglicher anderen im 
Verlauf des Strafverfahrens notwendigen Beweiswürdigung, 
denn die Beweiswürdigung im Hinblick auf das Vorliegen 
des Verdachts, des dringenden Verdachts und des hinreichen­
den Tatverdachts stellt immer eine Bewertung des zum je­
weiligen Zeitpunkt bereits vorliegenden Beweismaterials dar, 
besteht also in einer gedanklichen Beurteilung der vorlie­
genden Ermittlungsergebnisse. Grundlage der Beweiswürdi­
gung des Gerichts im gerichtlichen Hauptverfahren sind hin­
gegen nicht die im Ermittlungsverfahren getroffenen Fest­
stellungen, sondern ausschließlich die in der eigenen Be­
weisaufnahme unmittelbar gewonnenen und bewiesenen Er­
kenntnisse.

Eine Ausnahme von diesem Regelfall stellt die Beweis­
würdigung des Gerichts im Strafbefehlsverfahren dar. Hier 
kommt es nicht zu einer gerichtlichen Beweisaufnahme, son­
dern der Richter prüft auf der Grundlage der Akten und er­
läßt bei Vorliegen der gesetzlichen Voraussetzungen den 
Strafbefehl. Das Strafbefehlsverfahren ist nur bei Vergehen 
zulässig. Mit Strafbefehl kann ausschließlich eine Geldstrafe 
oder eine Haftstrafe ausgesprochen werden (§ 270 Abs. 1 
StPO); außerdem muß hinreichender Tatverdacht bestehen, 
der Täter geständig sein und eine Übergabe der Sache an ein 
gesellschaftliches Gericht nicht möglich oder nicht zweckmä­
ßig sein (§ 270 Abs. 2 StPO). Damit wird deutlich, daß es 
hier lediglich darum geht, den angesichts des Delikts sowie 
des Aufklärungsgegenstands der Sache unverhältnismäßig 
hohen Aufwand einer Hauptverhandlung nach Möglichkeit 
zu vermeiden und eine schnelle Entscheidung zu erreichen. 
Allerdings kann der Angeklagte durch frist- und formgerech­
ten Einspruch gegen den Strafbefehl die Durchführung der 
gerichtlichen Hauptverhandlung veranlassen, für die dann 
auch die Regelungen über die Beweisaufnahme volle Gültig­
keit haben.9

Beweiswürdigung zu hinreichendem Tatverdacht 
und in der gerichtlichen Beweisaufnahme

Die dargestellte Position zur Beweiswürdigung tangiert ein­
zelne in der Strafverfahrensrechtswissenschaft der DDR bis­
her nicht ausreichend geklärte Fragen. Eine dieser Fragen 
mit erheblicher Relevanz für die Praxis der Strafverfolgung 
ist die nach dem substantiellen Unterschied der auf die Fest­
stellung des hinreichenden Tatverdachts gerichteten Beweis­
würdigung und der gerichtlichen Beweiswürdigung. Obwohl 
das Ausloten dieses Unterschieds nicht Anliegen dieses Bei­
trags ist und sicher gründlicherer Untersuchungen bedarf, 
sei dazu folgende Position zur Diskussion gestellt:

Die Untersuchungsorgane, der Staatsanwalt und das Ge­
richt müssen bei der Prüfung des hinreichenden Tatverdachts 
die yom Gesetz fixierten hohen Maßstäbe anlegen. Die For­
derung des § 187 Abs. 3 StPO, daß das Ermittlungsergebnis 
den Schluß rechtfertigen muß, daß der Beschuldigte einen be­
stimmten Straftatbestand verletzt hat, zielt u. E. auf Ein­
deutigkeit hin und bietet keinen Raum für Gegengründe. 
Hinreichender Tatverdacht ist dementsprechend nur zu be­
jahen, wenn es auf Grund der Aktenlage sicher ist, daß der 
Beschuldigte die objektiven und subjektiven Merkmale eines 
bestimmten Straftatbestands verletzt hat. Darüber hinaus 
müssen die Ermittlungen auch in bezug auf alle anderen 
Umstände vollständig geführt worden sein, die für eine ge­
rechte Entscheidung des Gerichts wesentlich sind. An diesen 
hohen Anforderungen dürfen u. E. keine Abstriche zugelas­
sen werden. Insbesondere darf bei nicht geklärten Wider­
sprüchen oder vermeidbaren Lücken im Beweismaterial, die 
Zweifel begründen, daß der Beschuldigte die Tatbestands­
merkmale eines konkreten Straftatbestands verletzt hat, hin­
reichender Tatverdacht nicht bejaht werden, sondern die 
beweiserheblichen Widersprüche müssen erst geklärt bzw. 
die Lücken geschlossen werden.

Diese hohen Ansprüche an die Beweisführung im Ermitt­
lungsverfahren sind eine wesentliche Voraussetzung, um die 
Aufgaben des Strafverfahrens in seiner Gesamtheit zu er­
füllen. Je qualifizierter die Aufgaben der Beweisführung im 
Ermittlungsverfahren gelöst werden, um so besser kann das 
Gericht seinen Beweisführungsaufgaben in der Hauptver­
handlung gerecht werden.

Der entscheidende Unterschied im Hinblick auf die Be­
weiswürdigung und die besondere Verantwortung des Ge­
richts im strafprozessualen Beweisführungsprozeß bleibt be­
stehen: Nur das Gericht entscheidet rechtsverbindlich über 
das Vorliegen und ggf. über Maßnahmen strafrechtlicher 
Verantwortlichkeit i. d. R. auf der Grundlage der selbst 
durchgeführten Beweisaufnahme. Dennoch kann unbescha­
det der unterschiedlichen Grundlagen der Beweiswürdigung 
im Hinblick auf die gesetzlichen Sollgrößen u. E. kein Unter­
schied bestehen zwischen der Beweiswürdigung in der Be­
weisaufnahme und bei der Prüfung des hinreichenden Tat­
verdachts. In beiden Fällen ist das Beweismaterial mit den 
Anforderungen des möglicherweise verletzten Straftatbe­
stands in Beziehung zu setzen und davon ausgehend zu be­
urteilen, ob der Beschuldigte die ihm zur Last gelegte Straf­
tat begangen hat. Die Vorläufigkeit dieser Einschätzung bei 
der Feststellung des hinreichenden Tatverdachts besteht 
darin, daß diese keine Rechtskraft im Hinblick auf die straf­
rechtliche Verantwortlichkeit des Beschuldigten besitzt, daß 
sie eine Beurteilung der Ergebnisse des Ermittlungsverfah­
rens darstellt und daß sie noch nicht die Ergebnisse des ge­
richtlichen Verfahrens berücksichtigen kann.

So kann das Ergebnis der gerichtlichen Beweisaufnahme 
erheblich von der Einschätzung bei der Prüfung des hinrei­
chenden Tatverdachts im Eröffnungsverfahren abweichen. 
Der Sachstand kann sich geändert haben, weil sich in der 
Beweisaufnahme Fakten anders darstellten oder neue hin­
zutraten. Auch die rechtliche Bewertung des Sachverhalts 
oder einzelner Umstände des Geschehens kann sich im Er­
gebnis der Beweisaufnahme anders darstellen. Entscheidend 
für die Feststellung der strafrechtlichen Verantwortlichkeit 
ist grundsätzlich — auf das Strafbefehlsverfahren als Aus­
nahme wurde hingewiesen — die auf die eigenständige Be­
weisaufnahme gestützte gerichtliche Beweiswürdigung.

8 Auf diese allgemeinen Grundsätze der Hauptverhandlung orien­
tiert das Strafverfahrensrecht, Lehrbuch, a. a. O., S. 235 ff.

9 Zum Strafbefehlsverfahren vgl. Strafverfahrensrecht, Lehrbuch, 
a. a. O., S. 284 ff.
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